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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Niedersächsischen Verordnung

über infektionsschützende Maßnahmen
gegen die Ausbreitung des Corona-Virus

Vom 19. Mai 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung mit § 3
Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember 2011
(Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung vom
17. März 2017 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet:

Artikel 1

§ 2 a Abs. 1 und 2 der Niedersächsischen Verordnung über
infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des
Corona-Virus vom 8. Mai 2020 (Nds. GVBl. S. 97), geändert
durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. Mai 2020 (Nds. GVBl.
S. 97), erhält folgende Fassung:

„(1) 1In Krankenhäusern, Vorsorgeeinrichtungen und Reha-
bilitationseinrichtungen sind 
1. der Besuch bei Patientinnen, Patienten und beim Personal

sowie
2. das Betreten zu anderen Zwecken als zur Heilung und Pflege

nur unter den Voraussetzungen der Sätze 2 bis 11 erlaubt. 2In
einer Vorsorgeeinrichtung und einer Rehabilitationseinrich-
tung ist die Begleitung der Patientinnen und Patienten durch
eines oder mehrere Kinder oder deren Mitnahme durch die
Patientinnen und Patienten erlaubt. 3Für die Kinderbetreuung
in Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen in Gruppen
findet § 1 a Abs. 4 Sätze 5 bis 7 entsprechende Anwendung.
4Patientinnen und Patienten in Krankenhäusern, Vorsorgeein-
richtungen und Rehabilitationseinrichtungen sind unter Be-
achtung eines von der Leitung der Einrichtung erstellten
Hygienekonzepts berechtigt, Besuch von einer Person gleich-
zeitig zu empfangen, es sei denn, dass es in der Einrichtung
ein aktuelles SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen gibt; die regu-
läre stationäre Behandlung von SARS-CoV-2-Patientinnen und
-Patienten in Krankenhäusern stellt kein Infektionsgeschehen
dar. 5Die Einrichtung hat den Familiennamen, den Vornamen,
die vollständige Anschrift und eine Telefonnummer dieser
Person sowie den Zeitpunkt des Betretens und Verlassens der
Einrichtung zu dokumentieren und für die Dauer von drei
Wochen nach dem Besuch aufzubewahren, damit eine even-
tuelle Infektionskette nachvollzogen werden kann; andernfalls
darf die Person die Einrichtung nicht betreten. 6Die Dokumen-
tation ist dem zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen
vorzulegen. 7Spätestens einen Monat nach dem Besuch der
Person sind die Daten zu löschen. 8Das Hygienekonzept muss
unverzüglich fertiggestellt werden und ist auf Verlangen der
zuständigen Behörde von der Leitung der Einrichtung vorzu-
legen. 9Besuche durch werdende Väter, durch Väter von Neu-
geborenen, und durch Eltern und Sorgeberechtigte von Kin-
dern auf Kinderstationen sind zu gestatten. 10Die Leitung der
Einrichtung kann zudem Besuche durch nahestehende Perso-
nen von palliativmedizinisch versorgten Patientinnen und Pa-
tienten und von Patientinnen und Patienten, bei denen der
Sterbeprozess eingesetzt hat, sowie Besuche im Rahmen der
Sterbebegleitung durch ambulante Hospizdienste zulassen.
11Die Leitung hat zudem Besuche von gerichtlich bestellten
Betreuerinnen und Betreuern sowie von Richterinnen und
Richtern in Betreuungsangelegenheiten, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern von Betreuungsstellen, Verfahrenspflegerinnen
und Verfahrenspflegern, Lehrkräften für den Krankenhausun-
terricht, Seelsorgerinnen, Seelsorgern, Geistlichen und Urkunds-

personen sowie von Personen, die für den Betrieb der Ein-
richtung notwendig sind, zuzulassen; die Zulassung ist mit
Auflagen zu verbinden, die die Gefahr einer Infektion vermin-
dern.

(2) 1In Heimen für ältere Menschen, pflegebedürftige Men-
schen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2 des
Niedersächsischen Gesetzes über unterstützende Wohnfor-
men (NuWG) sowie in ambulant betreuten Wohngemein-
schaften gemäß § 2 Abs. 3 NuWG, in Formen des betreuten
Wohnens gemäß § 2 Abs. 4 NuWG und in ambulant betreuten
Wohngemeinschaften zum Zweck der Intensivpflege, die nicht
in den Geltungsbereich des Niedersächsischen Gesetzes über
unterstützende Wohnformen fallen, sind 
1. der Besuch bei Bewohnerinnen, Bewohnern und beim Per-

sonal sowie
2. das Betreten zu anderen Zwecken als zur Heilung und Pflege

unter den Voraussetzungen der Sätze 2 bis 9 erlaubt. 2Absatz 1
Sätze 4 bis 8 gilt entsprechend. 3Zu den Formen des betreuten
Wohnens nach § 2 Abs. 4 NuWG haben zudem Dienstleiste-
rinnen und Dienstleister Zutritt, von denen aufgrund einer
mit dem Mietverhältnis verbundenen vertraglichen Verpflich-
tung Leistungen in Anspruch genommen werden, die über all-
gemeine Unterstützungsleistungen, insbesondere Notrufdienste,
Informations- und Beratungsleistungen oder die Vermittlung
von Leistungen der hauswirtschaftlichen Versorgung, Pflege-
oder Betreuungsleistungen, hinausgehen. 4Die Leitung der
Einrichtung kann den Besuch oder das Betreten zur Erbrin-
gung von Dienstleistungen zur weiteren Grundversorgung der
Bewohnerinnen und Bewohner, den Besuch durch naheste-
hende Personen von palliativmedizinisch versorgten Bewohne-
rinnen und Bewohnern und von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern, bei denen der Sterbeprozess eingesetzt hat, sowie Besu-
che im Rahmen der Sterbebegleitung durch ambulante Hos-
pizdienste zulassen. 5Satz 4 gilt entsprechend für Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von Handwerksbetrieben und Bestat-
tungsunternehmen, wenn deren Leistung unaufschiebbar ist.
6Die Leitung der Einrichtung hat zudem Besuche von gericht-
lich bestellten Betreuerinnen und Betreuern sowie von Rich-
terinnen und Richtern in Betreuungsangelegenheiten, Verfah-
renspflegerinnen und Verfahrenspflegern, Seelsorgerinnen,
Seelsorgern, Geistlichen und Urkundspersonen zuzulassen;
die Zulassung ist mit Auflagen zu verbinden, die die Gefahr
einer Infektion vermindern. 7Bei ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften zum Zweck der Intensivpflege, die nicht unter
den Anwendungsbereich des Niedersächsischen Gesetzes
über unterstützende Wohnformen fallen, entscheidet in den
Fällen der Sätze 4 bis 6 anstelle der Leitung der Einrichtung
die zuständige Behörde. 8Für ambulant betreute Wohnge-
meinschaften zum Zweck der Intensivpflege, die nicht unter
den Anwendungsbereich des Niedersächsischen Gesetzes
über unterstützende Wohnformen fallen, gilt Absatz 1 Sätze 4
bis 8 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Erstellung des
Hygienekonzeptes und die Dokumentation durch die Bewoh-
nerinnen und Bewohner oder deren gesetzliche Vertreterin-
nen oder Vertreter oder durch von diesen Beauftragte zu erfol-
gen hat. 9In allen Fällen sind beim Betreten der jeweiligen Ein-
richtung die notwendigen Hygienemaßnahmen zu beachten.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 20. Mai 2020 in Kraft. 

Hannover, den 19. Mai 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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Entscheidung 
des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts

Aus dem Beschluss des Niedersächsischen Oberverwaltungs-
gerichts vom 14. Mai 2020 — 13 MN 165/20 — in dem Ver-
fahren

zur Überprüfung der Infektionsschutzrechtlichen Verord-
nung (MS, VO vom 8. Mai 2020, § 7 Abs. 2 — Tattoo-Studio)
— Normenkontrolle — vorläufiger Rechtsschutz —

wird nachstehende Entscheidungsformel veröffentlicht:

§ 7 Abs. 2 der Niedersächsischen Verordnung über infek-
tionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des
Corona-Virus vom 8. Mai 2020 (Nds. GVBl. S. 97) wird vor-
läufig außer Vollzug gesetzt, soweit damit die Erbringung
von Dienstleistungen in Tattoo-Studios untersagt ist.

Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) ist diese Entscheidung allgemein verbindlich. Die nicht
mehr anfechtbaren Entscheidungen der Gerichte der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, die auf der für unwirksam erklärten Norm
beruhen, bleiben — vorbehaltlich einer besonderen gesetzli-
chen Regelung durch das Land — unberührt. Die Vollstreckung
aus einer solchen Entscheidung ist unzulässig (§ 183 in Ver-
bindung mit § 47 Abs. 5 Satz 3 VwGO).

Hannover, den 15. Mai 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

In Vertretung

S c h o l z

Staatssekretär
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